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1. Ausgangslage  

Die teils extensive Auslegung ausländischer Sanktionsmassnahmen durch 
Finanzintermediäre führt dazu, dass Zahlungen in bestimmte Staaten – selbst wenn sie nach 

schweizerischem Recht zulässig sind – zunehmend eingeschränkt werden. In der Praxis sind 
solche Zahlungen teilweise nicht mehr möglich oder haben erheblich erhöhte 
Transaktionskosten zur Folge. In einzelnen Fällen ist es der Zentralen Ausgleichsstelle (ZAS) 
deshalb zurzeit nicht oder nur unter erschwerten Bedingungen möglich, Überweisungen von 
AHV-Renten an Empfängerinnen und Empfänger in gewissen Ländern durchzuführen.  

 

2. Rahmenbedingungen 

Im Rahmen ihrer Geschäftstätigkeit müssen Schweizer Banken die finanzmarktrechtlichen 
Vorgaben in der Schweiz einhalten, unter anderem in Bezug auf das Risikomanagement im 

Zusammenhang mit internationalen Aktivitäten und Sanktionen. Rentenzahlungen der ZAS 
unterliegen in der Schweiz keinen Sanktionen; sie sind nach Schweizer Recht zulässig. 

Bei Zahlungen ins Ausland sind immer auch ausländische Partnerbanken involviert. Im 

internationalen Zahlungsverkehr ist es üblich, dass Schweizer und ausländische Banken aus 
strategischen und risikobezogenen Gründen auch ausländische Rechtsvorschriften 
berücksichtigen, die sich auf ihre Geschäftstätigkeit auswirken können, beispielsweise das 
US-Recht. Schweizer Banken bemühen sich, soweit möglich, bestimmte Arten von 
unverzichtbaren Zahlungen wie die AHV-Renten zu ermöglichen, sind dabei jedoch von den 
Entscheidungen der Partnerbanken abhängig. Diese Partnerbanken halten sich an die für sie 
relevanten ausländischen Rechtsvorschriften. Sie entscheiden selbständig über deren 
Risikomanagement im Zahlungsverkehr und über die Umsetzung von Sanktionsregelungen. 

Der Bundesrat hat mehrfach in ähnlichen Situationen Stellung bezogen, z.B. am 18. Februar 
2015 und am 24. November 2020 zur Interpellation 14.4215 «Aufträge für Zahlungen nach 
Kuba und Sanktionen der Vereinigten Staaten» und die Motion 20.4252 «Rechtlicher und 
technischer Schutzmechanismus gegen die extraterritorialen Auswirkungen der unilateralen 

Sanktionen von Drittstaaten». 

 

3. Wie viele Personen sind betroffen? 

Die ZAS zahlt monatlich ca. 1 Million Renten in über 180 Länder weltweit.  

Von den erwähnten Problemen betroffen sind Rentenempfängerinnen und Rentenempfänger, 
die ihren Wohnsitz in einem Land haben, das von ausländischen Sanktionen betroffen ist und 
die ausschliesslich über eine Bankbeziehung in diesem Land verfügen. 

Aktuell haben rund 170 Personen, die einen schweizerischen Rentenanspruch haben, ihren 
Wohnsitz in Russland oder Belarus. Beim Grossteil der Rentnerinnen und Rentner in diesen 

https://www.parlament.ch/fr/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20144215
https://www.parlament.ch/fr/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20204252
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beiden Ländern kommen die Rentenzahlungen an. Derzeit sind noch wenige Personen mit 

Wohnsitz in Russland oder Belarus betroffen, die ausschliesslich über ein Bankkonto in 
diesen Ländern verfügen. 
 

4. Seit wann besteht diese Situation? 

Durch die geopolitischen Ereignisse wurde die Lage insbesondere seit Anfang 2026 
schwieriger. Sie ist aber von Fall zu Fall unterschiedlich und verändert sich laufend, weil die 

in den Zahlungsverkehr involvierten Banken im In- und Ausland laufend Risikoanalysen 
machen und Zahlungen auf Basis der jeweils aktuellen Risikoeinschätzung durchführen oder 
zurückweisen.  

 

5. Was wird unternommen? 
 

Die ZAS steht im Austausch mit den Banken und sucht für die noch betroffenen 
Rentenempfängerinnen und Rentenempfängern nach Lösungen.  
 
Die ZAS steht auch im Austausch mit den verbleibenden betroffenen Rentenempfängerinnen 
und Rentenempfängern und versucht gemeinsam mit ihnen einen Weg zu finden. In 
Einzelfällen kann es helfen, wenn der Rentenempfänger bzw. die Rentenempfängerin ein 
Bankkonto bei einer Schweizer Bank oder einer Bank in einem nicht sanktionierten Land 
unterhält und Rentenzahlungen darüber empfangen kann.  

 

6. Welche Massnahmen können Rentenbeziehende ergreifen? 

Betroffene Rentenbeziehende können der Schweizerischen Ausgleichskasse (SAK) mithilfe 
des entsprechenden Formulars die Angaben zu einem gültigen persönlichen Bankkonto 
mitteilen, auf das internationale Zahlungen empfangen werden können. 

Es ist wichtig, zu überprüfen, dass das gewählte Finanzinstitut keinen Sanktionen unterliegt.  

https://www.zas.admin.ch/dam/de/sd-web/PUYB-bZSYxTG/200_formulaire_bancaire_de.pdf

